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Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz (6. Ausschuss)  

zu dem Streitverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 2 BvR 2453/15 

A. Problem 
Mit der Verfassungsbeschwerde 2 BvR 2453/15 wendet sich die Beschwerdefüh-
rerin gegen einen Beschluss des Niedersächsischen Oberverwaltungsgerichts 
(OVG), mit dem ihr Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz gegen die Entschei-
dung des Richterwahlausschusses vom 5. März 2015 und die Zustimmung des 
Bundesministers der Justiz und für Verbraucherschutz nicht sie, sondern einen 
Mitbewerber zum Richter am Bundesgerichtshof zu wählen, abgelehnt wurde. 
Das Bundesverfassungsgericht hat dem Deutschen Bundestag Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben. 

B. Lösung 
Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz empfiehlt mit den Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen 
DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, in dem Streitverfahren vor 
dem Bundesverfassungsgericht 2 BvR 2453/15 eine Stellungnahme abzuge-
ben und den Präsidenten zu bitten, einen Prozessbevollmächtigten zu bestel-
len. 

C. Alternativen 
Keine. 

D. Kosten 
Kosten der Prozessvertretung. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 
in dem Streitverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 2 BvR 2453/15 eine 
Stellungnahme abzugeben und den Präsidenten zu bitten, einen Prozessbevoll-
mächtigten zu bestellen. 

Berlin, den 11. Mai 2016 

Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 

Renate Künast 
Vorsitzende  
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Bericht der Vorsitzenden des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz,  
Renate Künast 

Die Beschwerdeführerin wendet sich mit der Verfassungsbeschwerde 2 BvR 2453/15 gegen einen gerichtlichen 
Beschluss, mit der ihr Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz gegen die Entscheidung des Richterwahlausschusses 
vom 5. März 2015 und die Zustimmung des Bundesministers der Justiz und für Verbraucherschutz nicht sie, son-
dern einen Mitbewerber zum Richter am Bundesgerichtshof zu wählen, abgelehnt wurde. Die Beschwerdeführe-
rin, eine Richterin am Oberlandesgericht, rügt, dass der Beschluss des Niedersächsischen OVG vom 10. Dezem-
ber 2015 (Az.: 5 ME 199/15) sie in ihren Grundrechten aus Artikel 33 Absatz 2 sowie Artikel 19 Absatz 4 GG 
verletze. Das OVG hat u. a. ausgeführt, dass Richterwahlausschüsse bei ihrer Entscheidung zwar an Artikel 33 
Absatz 2 GG gebunden seien; Auswahlentscheidungen von Richterwahlausschüssen unterschieden sich indes 
maßgeblich von Auswahlentscheidungen der Exekutive im Hinblick auf die Besetzung von Beamten- oder Rich-
terstellen. Rechtsgrundlage der streitgegenständlichen Entscheidung sei Artikel 95 Absatz 2 GG, zu dem die Vor-
schrift des Artikels 33 Absatz 2 GG bei der Auswahl von Bundesrichtern in einem Spannungsverhältnis stehe. 
Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz hat die Streitsache in seiner 98. Sitzung am 11. Mai 2016 
beraten und mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen 
DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beschlossen, dem Deutschen Bundestag zu empfehlen, in dem 
Streitverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 2 BvR 2453/15 eine Stellungnahme abzugeben und den Prä-
sidenten zu bitten, einen Prozessbevollmächtigten zu bestellen. 

Berlin, den 11. Mai 2016 

Renate Künast 
Vorsitzende 
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